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Gemeinde  
Diepflingen 
 

 

Sommerauweg 11 
 4442 Diepflingen 

Tel. 061 975 96 96 
gemeinde@diepflingen.ch 

 

 

EINLADUNG ZUR  
EINWOHNERGEMEINDEVERSAMMLUNG 

Donnerstag, 12. Juni 2025, 20.00 Uhr, im Gemeindesaal 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * *  

Diepflingen, 23. Mai 2025 

Traktanden 

1. Protokoll 
 Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung des 

Protokolls der Einwohnergemeindeversammlung vom 12. Dezember 2024. 

2. Einwohnergemeinde Diepflingen – Rechnung 2024 
Genehmigung der Rechnung 2024.  
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung der 
Rechnung 2024. 
Die Rechnung schliesst mit einem Aufwandüberschuss von CHF 46'532.93 ab. 

3. Revision des Reglements über die Organisation der Sozialhilfe 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, die Genehmigung der 
Revision des Reglements über die Organisation der Sozialhilfe per 01.07.2025. 

4. Gemeindeinitiative – «Für eine faire Beteiligung aller Kantone an der Universität Ba-
sel» (Uni-Finanzierungs-Initiative) 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Gemeindeinitiative – 
«Für eine faire Beteiligung aller Kantone an der Universität Basel» (Uni-Finanzierungs-Initia-
tive) zu genehmigen.  

5. Diverses 
5.1 Öffnungszeiten Gemeindeverwaltung während den Sommerferien 
5.2 Diverses  

 
Der Gemeinderat freut sich, Sie im Anschluss an die Einwohnergemeindeversammlung zum Apéro 
einzuladen. 
Die Erläuterungen zu den einzelnen Traktanden sind ab 23.05.2025 bei der Gemeindeverwaltung 
einsehbar/erhältlich oder im Internet unter www.diepflingen.ch -> Politik/Behörden -> Gemeinde-
versammlung abrufbar und können eingesehen oder heruntergeladen werden. 
 
 
Freundliche Grüsse 
Der Gemeinderat 
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Bemerkungen und Anträge des Gemeinderates 
 
 

Zu Traktandum 1 
Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 12. Dezember 2024 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung des Proto-
kolls vom 12.12.2024 

 
Das vollständige Protokoll kann bei der Gemeindeverwaltung während der Schalterstunden einge-
sehen werden. 
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Antrag des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung des Protokolls 
vom 12.12.2024. 
 
 

Zu Traktandum 2 
Einwohnergemeinde Diepflingen – Rechnung 2024 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung der  
Rechnung 2024. 
Die Rechnung schliesst mit einem Aufwandüberschuss von CHF 46'532.93 ab. 

 

Erläuterungen des Gemeinderates zur Jahresrechnung 2024 
 
Im Sinne von § 50 Abs. 1 der Gemeinderechnungsverordnung erläutert der Gemeinderat nachfol-
gend das Rechnungsergebnis der Jahresrechnung 2024. 
 
Erfolgsrechnung 
Die Erfolgsrechnung 2024 schliesst bei einem Aufwand von CHF 4‘341‘347.19 und einem Ertrag 
von CHF 4‘294‘963.91 mit einem Aufwandüberschuss von CHF 46‘383.28 ab. Die Abweichung ge-
genüber dem budgetierten Aufwandüberschuss von CHF 228‘485.00 beträgt CHF 182‘101.72. Das 
bessere Ergebnis entstand im Wesentlichen durch den tieferen Nettoaufwand in den Bereichen Öf-
fentliche Sicherheit (CHF -47‘815.00), Soziale Sicherheit (CHF -115‘963.00), Verkehr (CHF -
77‘934.00) sowie einem höheren Nettoertrag bei den Finanzen und Steuern (CHF 82‘017.00). In 
den Bereichen Allgemeine Verwaltung und Bildung war der Nettoaufwand jeweils höher als budge-
tiert. 
 
Die Mehraufwendungen konnten neben Einsparungen in anderen Bereichen durch höhere 
Steuererträge aufgefangen werden. Alle Abweichungen (+/- CHF 10‘000.00 und +/-10%) pro Posi-
tion werden auf den folgenden Seiten detaillierter erläutert. 
Die Spezialfinanzierung Wasserversorgung weist einen Mehraufwand von CHF 50‘548.79 auf und 
schliesst gegenüber dem Budget von CHF 60‘090.00 um CHF 9‘541.21 besser ab.  
 
Die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung schliesst mit einem Mehraufwand von CHF 
68‘265.81 ab. Budgetiert war ein Mehraufwand von CHF 60‘020.00. Der höhere Mehraufwand 
wurde durch die höheren Abwassergebühren des Kantons sowie durch höhere Unterhaltskosten-
verursacht. Aus der Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung resultiert ein Mehraufwand von 
CHF 10‘271.45 gegenüber dem budgetierten Mehraufwand von CHF 3‘000.00. 
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Investitionsrechnung 
Die Investitionsrechnung 2024 weist einen Ausgabenüberschuss (Nettoinvestitionen) von CHF 
99‘355.53 auf. Die Investitionen betrugen CHF 133‘731.38 einen Investitionsbeitrag an das 
Modulfahrzeug der Feuerwehr, für die Schulraumerweiterung mit dem Containerprovisorium sowie 
die Kanalisationssanierung Mühlemattweg. Die Einnahmen von CHF 34‘375.85 stammen von 
Wasser- und Abwasseranschlussbeiträgen. Diese fielen aufgrund von baulichen Verzögerungen 
jedoch wesentlich tiefer aus. 
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Bilanz 
Die flüssigen Mittel nahmen im Rechnungsjahr um rund CHF 627‘000.00 ab, da die langfristigen 
Verbindlichkeiten (Darlehen) um CHF 700‘000 amortisiert wurden. Obwohl Nettoinvestitionen von 
CHF 99‘355.53 getätigt wurden, nahm das Verwaltungsvermögen aufgrund der Abschreibungen 
um rund CHF 142‘000.00 ab und beträgt per 31.12.2024 noch CHF 5‘373‘988.55. Das Eigenkapital 
des steuerfinanzierten Haushalts beträgt per 31.12.2024 CHF 6‘932‘371.64. Das Nettovermögen 
des Gesamthaushalts sank auf CHF 4‘076‘913.00 oder CHF 4‘853.00 pro Einwohner/in. 
Das Eigenkapital der Spezialfinanzierung Wasserversorgung beläuft sich per 31.12.2024 auf 
CHF 1‘693‘772.11, dasjenige der Abwasserbeseitigung CHF 355‘317.27 respektive CHF 4‘479.75 
bei der Abfallbeseitigung. 
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Antrag des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Genehmigung der  
Rechnung 2024. 
Die Rechnung schliesst mit einem Aufwandüberschuss von CHF 46'532.93 ab. 
 
 
  



  8/10 
 
 

 
  



  9/10 
 
 

Zu Traktandum 3 
Revision des Reglements über die Organisation der Sozialhilfe  
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, die Genehmigung der Revi-
sion des Reglements über die Organisation der Sozialhilfe per 01.07.2025. 

 
Das geltende Reglement über die Organisation der Sozialhilfe der Gemeinde stammt aus dem 
Jahr 2002. Seither haben sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen, gesellschaftlichen Entwick-
lungen und die Anforderungen an die Sozialhilfe wesentlich verändert. Um den aktuellen Bedürf-
nissen und Vorgaben gerecht zu werden, wurde das Reglement überarbeitet. 
 
Die vorliegende Revision berücksichtigt insbesondere neue kantonale und bundesrechtliche Best-
immungen sowie die Erfahrungen aus der Praxis. Ziel der Anpassung ist es, eine zeitgemässe, 
transparente und rechtssichere Grundlage für die Ausrichtung der Sozialhilfe zu schaffen. 
 
Antrag des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung, die Genehmigung der Revision 
des Reglements über die Organisation der Sozialhilfe per 01.07.2025. 
 
 

Zu Traktandum 4 
Gemeindeinitiative – «Für eine faire Beteiligung aller Kantone an der Universität 
Basel» (Uni-Finanzierungs-Initiative) 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Gemeindeinitiative – «Für 
eine faire Beteiligung aller Kantone an der Universität Basel» (Uni-Finanzierungs-Initiative) zu 
genehmigen.  

 
Ausgangslage 
Der 2007 in Kraft getretene «Vertrag zwischen den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt 
über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel» regelt, dass die beiden Basel die Voll-
kosten für ihre Studierenden finanzieren und sich das sogenannte Restdefizit teilen. 2023 schick-
ten die Kantone Basel-Stadt und Basel-Landschaft je 2'080 bzw. 2'753 Studierende an die Univer-
sität Basel. Aus dem Ausland stammten 3'382 Studierende und aus den übrigen Kantonen und 
Liechtenstein 4'791 Studierende. Die beiden Basel zahlten im Durchschnitt etwa 70'000 Franken 
pro Studierenden, die übrigen Kantone und Liechtenstein rund 15'000 Franken, das Ausland 
nichts. Baselland hat seit Inkrafttreten des Universitätsvertrags alleine für die Deckung des aus 
den tiefen bzw. fehlenden Beiträgen der anderen Kantone bzw. Länder entstehenden Restdefizits 
über eine Milliarde Franken aufgewendet. Das Restdefizit wird laufend grösser: 2007 betrug es 
136,3 Mio. Franken, für 2024 wurden 170 Mio. Franken prognostiziert. Es ist ein grosses Ge-
schenk an die übrigen Kantone und das Ausland – ohne jegliche Gegenleistungen. Nicht einmal 
einen vollwertigen Sitz im schweizerischen Hochschulrat hat man dem Kanton Basel-Landschaft 
zugestanden – im Gegensatz zu den Nichthochschulkantonen Aargau und Jura. 
 
2008 trat das «Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich» (FiLaG) in Kraft, über des-
sen Art. 15 die übrigen Kantone an der Finanzierung der Universität Basel beteiligt werden könn-
ten. Trotz dieser Möglichkeit und obwohl der Regierungsrat eine finanzielle Entlastung des Kan-
tons Basel-Landschaft aufgrund der Neugestaltung des Finanzausgleichs (NFA) in Aussicht ge-
stellt hatte, ist dies bis heute nicht geschehen.  
 
Eine nicht-formulierte Gemeindeinitiative des Gemeinderats Rünenberg will dies endlich ändern. 
Sie fordert den Kanton dazu auf, bei der Bundesversammlung baldmöglichst einen Antrag gemäss 
Art. 15 FiLaG einzureichen, um die übrigen Kantone zur Beteiligung am Universitätsvertrag zu ver-
pflichten. Würde die Bundesversammlung einem solchen Antrag stattgeben, müssten die übrigen 
Kantone gemäss Universitätsvertrag die Vollkosten ihrer Studierenden bezahlen und sich ange-
messen am Restdefizit beteiligen. Damit würde der Kanton Basel-Landschaft jedes Jahr um rund 
60 Millionen Franken entlastet. In Zeiten von knappen Kantonsfinanzen, welche sich jeweils auch 
massiv auf die Gemeinden auswirken, wäre dies eine höchst willkommene Entlastung. 
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Initiativtext 
Gemeindeinitiative «Für eine faire Beteiligung aller Kantone an der Universität Basel (Uni-Finanzie-
rungs-Initiative)» 
 
Gestützt auf § 49 Abs. 1 lit. a der Kantonsverfassung stellen die unterzeichnenden Gemeinden des 
Kantons Basel-Landschaft folgendes Begehren (nichtformulierte Initiative nach § 28 Abs. 3 KV und 
§ 65 Abs. 1 GpR): 
 
«Der Kanton Basel-Landschaft kündigt den Vertrag zwischen den Kantonen Basel-Landschaft und 
Basel-Stadt über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel (SGS 664.1) per Ende 2027. 
 
Der Kanton Basel-Landschaft unternimmt alle ihm möglichen Schritte, um einen inter-kantonalen 
"Univertrag" mit Inkrafttreten ab dem Jahr 2030 schliessen zu können. 
 
"Univertrag" meint vorliegend einen Vertrag über eine gemeinsame Trägerschaft der Universität 
Basel aller Kantone mit an der Universität Basel Studierenden auf der Grundlage des FiLaG (Bun-
desgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich, SR 613.2); er beinhaltet die Übernahme der 
Vollkosten analog § 33 Abs. 2 des bikantonalen Universitätsvertrags, eine angemessene Auftei-
lung des in diesem Vertrag definierten Restdefizits und eine angemessene Mitsprache und Mitwir-
kung. 
 
Ab dem Jahr 2030 darf der Kanton Basel-Landschaft bezüglich einer gemeinsamen Trägerschaft 
der Universität Basel ausschliesslich einem "Univertrag" beitreten. 
 
Kommt ein "Univertrag" zustande und tritt später einer der Kantone mit an der Universität Basel 
Studierenden aus diesem Vertrag aus, so tritt der Kanton Basel-Landschaft auf den gleichen Zeit-
punkt aus.» 
 
Gesetzliche Bestimmungen: 

• Mindestens fünf Einwohnergemeinden können dieses Begehren stellen (§ 49 Abs. 1 KV). 

• Es wird durch übereinstimmende Beschlüsse der Gemeindeversammlungen bzw. der Einwoh-

nerräte gefasst (§ 47 Abs. 1 Ziff. 17 bzw. § 115 GemG i. V. m. § 81a Abs. 1 GpR). 

• Der Rückzug dieser Initiative gilt als beschlossen, wenn das Begehren von so vielen Gemein-

den zurückgenommen wird, dass das Quorum von 5 Gemeinden nicht mehr erfüllt ist (§ 81c 

Abs. 3 GpR). 

• Jede Gemeindeversammlung bzw. jeder Einwohnerrat kann dieses Begehren vorbehaltlos zu-

rückziehen (§ 81a Abs. 2 lit. b GpR). 

• Die federführende Gemeinde ist Rünenberg (§ 81a Abs. 2 lit. c GpR). 

Fazit  
Nach fast 20 Jahren Untätigkeit von Regierung und Parlament ist es Zeit, die Finanzierung der 
Universität Basel fairer zu gestalten. Mit der Initiative können strukturelle Ungleichgewichte beho-
ben und künftige Haushaltsbelastungen reduziert werden. 
 
Antrag des Gemeinderates: 
Der Gemeinderat beantragt der Einwohnergemeindeversammlung die Gemeindeinitiative – «Für 
eine faire Beteiligung aller Kantone an der Universität Basel» (Uni-Finanzierungs-Initiative) zu ge-
nehmigen.  
 
 

Zu Traktandum 5 
Diverses 
5.1 Öffnungszeiten Gemeindeverwaltung während den Sommerferien 
5.2 Diverses  

 
5.1 Am Freitag, 1. August 2025, bleibt die Gemeindeverwaltung geschlossen. 

 Ansonsten gelten während den Sommerferien die regulären Schalteröffnungszeiten. 


